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Energiewende: Windkrafterlass behindert Ausbau von Windkraftanlagen
Regulierungswahn muss eingedämmt werden

REGIONALRATSREPORT

Immer mehr Windkraftanlagenbetreiber und Projektent-
wickler berichten über steigende Verfahrenszeiträume 

bei der Genehmigung von Windkraftanlagen. Waren in 
den Jahren vor 2010 regelmäßig Anwohner und Bürger-
initiativen, die Belange wie Lärmschutz, Schattenwurf 
und Veränderungen des Landschaftsbildes vortrugen, 
die häuª gsten Einwender in den Genehmigungsverfah-
ren, so werden seit dem Start der rot-grünen Landesre-
gierung von den Antragstellern zunehmend Belange des 
Natur- und Artenschutzes als Belange, die einer Genehmi-
gung von Windkraftanlagen entgegenstehen, genannt.

Die Landesregierung hatte mit dem Windkrafterlass vom 
11.07.2011 nach eigenen Angaben die Voraussetzungen 
dafür gescha
 en, dass Windkraftanlagen schneller ge-
nehmigt und Hürden bei der Genehmigung abgebaut 
werden sollten. Tatsächlich hat weder das angekündig-
te Repowering bestehender Anlagen in nennenswertem 
Umfang stattgefunden, noch sind in Nordrhein-West-
falen mehr Windkraftanlagen ans Netz gegangen. 

Auch der von der Landesregierung im Jahr 2012 her-
ausgegebene Leitfaden „Windenergie in Waldgebie-
ten“ hat bisher nicht zu einem Ausbau von Windener-
gieanlagen im Wald und zu einer nennenswerten 
Beschleunigung der Genehmigungsverfahren geführt.
So ist in NRW der Ausbau der Winderzeugungskapazitä-
ten vom Jahr 2011 von 159,9 MW auf 133,6 MW im Jahr 
2012 und somit um 16,4 % gesunken, während sie in 
Deutschland im gleichen Zeitraum um 21,5 % gestie-
gen ist. Beim Windenergieausbau ist Nordrhein-West-
falen im Vergleich der Bundesländer vom Rang 6 im 
Jahr 2011 auf Rang 8 im Jahr 2012 zurückgefallen. Un-
ter Rot-Grün droht unser Bundesland im bundesweiten 
Vergleich zum Verlierer der Energiewende zu werden.

Zusätzlich behindert wird der Ausbau der Windener-
gie durch das in Deutschland geltende Beteiligungs- 
und Verbandsklagerecht, welches zu Verunsiche-
rungen in der gesamten Windenergiebranche führt.
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Vogelsang: Neues Beteiligungsverfahren zum Denkmalschutz eingeleitet

Spagat zwischen Nutzung und Erhalt muss gelingen

Ende November 2012 wurden die Kreispolitiker in Eus-
kirchen in Aufruhr versetzt. Die Bezirksregierung Köln 

hatte angekündigt, das gesamte Areal (250ha) der ehema-
ligen NS-Ordensburg und des Truppenübungsplatzes Vo-
gelsang als Flächendenkmal auszuweisen zu wollen. Auch 
die Euskirchener Kreisverwaltung machte ihr Unverständ-
nis deutlich und bekam dafür Rückendeckung von fast al-
len Fraktionen. Es gab seitens Politik und Verwaltung er-
hebliche Zweifel an der Denkmalwürdikeit vieler Bereiche. 

Zwischenzeitlich haben sich Landrat Günter Rosenke und 
Regierungspräsidentin Gisela Walsken der Sache persön-
lich angenommen. In einem Gespräch wurde vereinbart, 
die Position der Denkmalbehörde noch einmal zu überden-
ken. Mittlerweile ist man sich einig, dass die ursprünglich im 
Raum stehenden 250 Hektar nicht mehr zur Debatte stehen. 
Vielmehr wurde vereinbart, den Kernbestand der Anlage 
mit ca. 140 Hektar unter Flächendenkmalschutz zu stellen.
Alle Verfahrensbeteiligten sind über die Änderung infor-
mert und erneut um eine Stellungnahmen gebeten worden.

Derweil hat die Bezirksregierung weitere 1,1 Millio-
nen Euro Fördermittel für das Projekt „Besucherzen-

trum und Schaufenster Eifel im Forum Vogelsang 
bewilligt. Empfänger ist die vogelsang ip GmbH.

Eine Symbiose aus Denkmalschutz und Weiterentwicklung ist 
möglich, wie die Baustellen in Vogelsang schon jetzt zeigen
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Landtag: Rot-Grüner Haushalt 2011 verstößt gegen Verfassung

Dritte Ohrfeige in Folge aus Münster
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Termine der Fraktion

AG Innovatiosnregion Rheinisches 
Revier

Donnerstag, 11. April 2013

KRS
Freitag, 12. April 2013

Rheinlandkonferenz
Freitag, 19. April 2013

Braunkohlenausschuss
Montag, 22. April 2013

UK ÖPNV/Schiene
Freitag, 03. Mai 2013

UK Rhein-Berg
Montag, 03. Juni 2013

UK Ville-Eifel
Montag, 10. Juni 2013

Braunkohlenausschuss
Freitag, 14. Juni 2013

Ältestenratssitzung
Freitag, 28. Juni 2013

Regionalratssitzung
Freitag, 05. Juli 2013

Die Geschäftsstelle bleibt während 
der Osterferien vom 
25. März - 06. April 

geschlossen.

Der nordrhein-westfälische Verfas-
sungsgerichtshof hat mit seinem 

Urteil vom 12.03.2013 den rot-grünen 
Haushalt von 2011 für 
nicht verfassungsgemäß 
erklärt. Das höchste Ge-
richt des Landes gab da-
mit einer Klage der CDU-
Fraktion im Landtag statt.

Die Neuverschuldung war 
2011 mit 4,8 Milliarden 
Euro und die Investitionen 
mit 3,9 Milliarden Euro angesetzt. Laut 
Verfassung dürfen die Schulden die In-
vestitionen aber nur in Ausnahmefällen 

übersteigen. Die  damalige Mindeheits-
regierung hatte die hohe Verschuldung 
allein mit der unsicheren Wirtschaftsla-

ge begründet. Das reichte 
dem Verfassungsgericht 
nicht aus. CDU-Fraktions-
vositzender Karl-Josef 
Laumann macht daraufhin 
nochmal deutlich:  „Man 
muss ganz klar feststel-
len, dass die präventive 
rot-grün Finanzpolitik 
rechtlich und damit auch 

politisch gescheitert ist. Die Minister-
präsidentin ist in einem Kernbereich 
ihrer politischen Philosophie am Ende.“

Die CDU-Fraktion im Regionalrat 
Köln wünscht Ihnen und Ihren 

Familen gesegnete und erholsame 
Osterfeiertage

Regionalrätekonferenz: Austausch zwischen den Regionen 

Enge Zusammenarbeit verabredet

Rainer Deppe, Vorsitzender des Regi-
onalrats Köln und Koordinator der 

CDU-Landtagsfraktion für die Regional-
räte in NRW, hatte am 31. Januar zur gro-
ßen Konferenz der Regionalräte (CDU) 
nach Düsseldorf eingeladen. CDU-Frak-
tionsvositzender Karl-Josef Laumann 
informierte die zahlreichen Teilnehmer 
u.a. über die Strategie der Fraktion zur 
Haushaltspolitik. Des Weiteren standen 
neben der Regionalplanung auch Fra-
gen der Verkehrspolitik sowie zur Klima-

schutzdebatte auf der Tagesordnung.

„Wichtig ist, dass wir uns mit Blick auf 
die kommenden Wahlen intensiv aus-
tauschen und die Regionalräte als 
Schnittstelle zwischen Kommune und 
Landesebene besser vernetzen“, be-
kräftigt Rainer Deppe. Insbesondere 
im Bereich der Novellierung des Lan-
desentwicklungsplans verabredeten 
die Regionalräte und die Landtags-
fraktion eine enge Zusammenarbeit. 


